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gel der Rat des Bezirks. Veränderungen in genutzten und 
ungenutzten Hohlräumen, die die Nutzbarkeit oder den Zu­
gang beeinträchtigen, dürfen nur mit Genehmigung des Ra­
tes des Bezirks vorgenommen werden.

Soweit sich die Zugänge zu unterirdischen Hohlräumen 
auf Grundstücken anderer Rechtsträger, Eigentümer oder 
Nutzer befinden, sind die Verantwortlichen für unterirdi­
sche Hohlräume berechtigt, das Grundstück auf der Grund­
lage einer Vereinbarung oder, soweit eine solche nicht zu­
stande kommt, auf Anordnung des Rates des Kreises mit­
zunutzen. Der Rat des Kreises entscheidet erforderlichenfalls 
zugleich über die Art und Höhe der Entschädigung für die 
Mitnutzung.

Die Maßnahmen zur Gewährleistung der Hohlraumsicher­
heit und der öffentlichen Sicherheit entsprechen prinzipiell 
denen beim Bergbau. Genutzte unterirdische Hol^lräume so­
wie die bergtechnischen Arbeiten an und in unterirdischen 
Hohlräumen unterliegen der staatlichen Bergaufsicht durch 
die Oberste Bergbehörde und die Bergbehörden der DDR. 
Der Leiter der Obersten Bergbehörde und die Leiter der 
Bergbehörden können zur Durchsetzung der Hohlraumsi­
cherheit und öffentlichen Sicherheit Anweisungen und Ver­
fügungen, die Berginspektoren können im Ergebnis ihrer 
Kontrollen Verfügungen erlassen.

Nicht mehr genutzte unterirdische Hohlräume sind ent­
sprechend der АО über die Verwahrung unterirdischer berg­
baulicher Anlagen — VerwahrungsAO — vom 19. Oktober 
1971 (GBl. II Nr. 73 S. 621) zu verwahren. Soweit örtliche Räte 
für Aufgaben in und an unterirdischen Hohlräumen verant­
wortlich sind, erfolgt die Finanzierung der erforderlichen 
Maßnahmen zu Lasten des Staatshaushalts.

Die VO enthält Ordnungsstrafbestimmungen für Zuwi­
derhandlungen gegen ausdrücklich bestimmte Pflichten so­
wie gegen Anweisungen und Verfügungen der Leiter und 
Inspektoren der Bergbehörden und gegen Auflagen der Räte 
der Bezirke. ,

Für das unberechtigte Betreten unterirdischer Hohlräume 
und der durch Verbotsschilder gesicherten Bereiche der Ta­
gesoberfläche von unterirdischen Hohlräumen und das Be­
schädigen und Beseitigen der Verbotsschilder sind ebenfalls 
Ordnungsstrafen, für geringfügige Ordnungswidrigkeiten 
auch Verwarnungen mit Ordnungsgeld vorgesehen.

Zur Gewährleistung der Einheit von Produktion, Lei­
stungssteigerung und Bergbausicherheit sowie zur Verhinde­
rung von Vorkommnissen im Bergbau wurde die АО über 
die Sachverständigen der Obersten Bergbehörde — Sachver- 
ständigenAO — vom 21. Januar 1985 (GBl. I Nr. 5 S. 63) 
erlassen. Sie regelt die Pflichten, Rechte und Verantwortlich­
keit der von der Obersten Bergbehörde der DDR anerkann­
ten Sachverständigen sowie das Verfahren ihrer Anerken­
nung und der Beendigung ihrer Tätigkeit. Die Tätigkeit als 
Sachverständiger kann im Rahmen eines Arbeitsrechtsver­
hältnisses (vereinbarte Arbeitsaufgabe) oder in begründeten 
Ausnahmefällen nebenberuflich ausgeübt werden. Bei neben­
beruflicher Tätigkeit ist die Zustimmung des Beschäftigungs­
betriebes erforderlich; die Einkünfte aus dieser nebenberuf­
lichen Tätigkeit sind zu versteuern.

Als Beauftragte der Obersten Bergbehörde tragen die 
Sachverständigen auf bestimmten Fachgebieten der Bergbau­
sicherheit durch ihre Arbeitsergebnisse (Gutachten, Stand­
sicherheitsuntersuchungen, Prüf- und Kontrollberichte u. a.) 
dazu bei, die Grundlagen für Entscheidungen zu schaffen, 
die von den Kombinaten und Betrieben, die der staatlichen 
Bergbauaufsicht unterliegen, sowie von der Obersten Berg­
behörde und den Bergbehörden zur Gewährleistung der 
Bergbausicherheit zu treffen sind. Die Kombinate und Be­
triebe, in denen oder für die die Sachverständigen tätig sind, 
haben den Sachverständigen die erforderlichen Dokumente, 
wie Konstruktions- und andere Unterlagen rechtzeitig und 
vollständig zu übergeben.

Über die Probleme der Bergbausicherheit, die die kon­
krete Sachverständigentätigkeit betreffen, sowie über Vor­
kommnisse an zu prüfenden und zu begutachtenden berg­
baulichen Anlagen oder Geräten sind die Sachverständigen 
zu informieren. Die АО enthält Bestimmungen, durch die die 
Sachverständigen verpflichtet werden, bei schwerwiegenden 
Verstößen gegen Bestimmungen der Bergbausicherheit sowie 
bei Gefahren für Personen oder bergbauliche Anlagen sowie 
für die öffentliche Sicherheit sofort Maßnahmen zur Abwen­
dung dieser Gefahren vom zuständigen Leiter zu fordern und 
der zuständigen Bergbehörde unverzüglich Meldung zu er­
statten.

Die Sachverständigen sind nicht berechtigt, Weisungen 
und Verfügungen zu erlassen, soweit ihnen nicht in Funk­
tionsplänen oder anderen betrieblichen Anweisungen die

Weisungsbefugnis durch den Direktor des Betriebes, in dem 
sie eine Sachverständigentätigkeit ausüben, erteilt wurde.

•
Der wissenschaftlich-technische Fortschritt erfordert, die 
Facharbeiterberufe und ihren Ausbildungsinhalt weiterzu­
entwickeln und den volkswirtschaftlichen Erfordernissen der 
kommenden Jahre anzupassen. Es werden eine Reihe neuer 
Berufsinhalte und Bildungsmaßnahmen notwendig, und zu­
gleich müssen entsprechend der volkswirtschaftlichen Struk­
tur weiterhin Facharbeiter in traditionellen Berufen ausge­
bildet werden. Mit der VO über die Facharbeiterberufe vom 
21. Dezember 1984 (GBl. I 1985 Nr. 4 S. 25) werden die An­
forderungen an den Facharbeiterberuf, die inhaltliche Struk­
tur sowie die Voraussetzungen für die Ausbildung erstmals 
einheitlich geregelt und Grundlagen für die Planung der 
Berufsausbildung und die langfristige Berufsberatung ge­
schaffen. Eindeutig wird die Ausbildung zum Facharbeiter 
als die grundlegende Qualifizierung der Arbeiter, Genossen­
schaftsbauern und Handwerker charakterisiert mit dem Ziel, 
disponibel einsetzbare sozialistische Facharbeiterpersönlich­
keiten auszubilden.

Das Erlernen eines Facharbeiterberufs ist allen Absolven­
ten der zehnklassigen allgemeinbildenden polytechnischen 
Oberschulen (POS) zu ermöglichen. Der Facharbeiterberuf 
wird auf der Grundlage eines Lehr- oder Qualifizierungsver- 
trags (§§ 135 ff., 153 ff. AGB) erlernt. Nach Abschluß der Be­
rufsausbildung berechtigt eine staatliche Urkunde dazu, die 
Berufsbezeichnung zu führen und den Beruf auszuüben. Der 
Ausbildungsinhalt eines Facharbeiterberufs wird in den 
staatlichen Lehrplänen festgelegt. Dabei ist zu gewährleisten, 
daß durch eine allgemeine und berufliche Grundlagenbildung 
sowie eine für die Facharbeitertätigkeit erforderliche Spezial­
bildung mit Abschluß der Ausbildung stabile Facharbeiter­
leistungen erreicht werden.

Es gibt Berufe mit einer bzw. mit mehreren Spezialisie­
rungsrichtungen (Grundberufe). Voraussetzung für das Er­
lernen eines Facharbeiterberufs durch Schulabgänger sind 
grundsätzlich der Abschluß der POS sowie die Berufstaug­
lichkeit. In Facharbeiterberufen, die für die Vorbereitung 
auf ein Hochschulstudium in technischen, wirtschafts- und 
agrarwissenschaftlichen' Fachrichtungen besonders geeignet 
sind, ist eine Berufsausbildung mit Abitur durchzuführen.

Werktätige können alle Berufe im. Rahmen der Erwachse­
nenbildung erlernen, wobei die Ausbildungsdauer durch die 
vorhandene Qualifikation sowie die Berufs- und Lebens­
erfahrung bestimmt wird.

Müssen Werktätige im Zusammenhang mit Strukturver­
änderungen der Volkswirtschaft, Rationalisierungsmaßnah­
men und aus anderen gesellschaftlichen Erfordernissen auf 
Veranlassung des Betriebes ihren Facharbeiterberuf wech­
seln, ist für sie im neuen Beruf der Facharbeiterabschluß zu 
bestätigen, wenn sie nach entsprechender Weiterbildung am 
neuen Arbeitsplatz gute Facharbeiterleistungen vollbringen. 
Auch Schülern, die vorzeitig die Schule beenden, sowie phy­
sisch und psychisch geschädigten Schulabgängern ist unter 
Beachtung ihres Leistungsvermögens eine berufliche Ausbil­
dung, ggf. auf Teilgebieten von Facharbeiterberufen, zu 
garantieren. Die 1. DB zur VO — Systematik der Facharbei­
terberufe — vom 21. Dezember 1984 (GBl. I 1985 Nr. 4 S. 28) 
enthält das staatliche Verzeichnis aller Facharbeiterberufe, 
in denen eine Ausbildung möglich und notwendig ist. Sie 
legt die Anforderungen an den jeweils erforderlichen Schul­
abschluß und die Dauer der Ausbildung sowie die Berufs­
bezeichnung und bei Grundberufen die Spezialisierungsrich­
tungen fest. Wird in der Systematik eine Berufsbezeichnung 
verändert oder gestrichen, haben die Werktätigen, die diesen 
Beruf erlernt haben, das Recht, die bisherige Berufsbezeich­
nung auch weiterhin zu führen.

*

Mit der 2. VO über die materielle Verantwortlichkeit der 
Angehörigen der bewaffneten Organe der DDK — Wieder- 
gutmachungsVO (WGVO) — vom 27. Dezember 1984 (GBl. I 
1985 Nr. 2 S. 10) wird ein weiterer Schritt zur verstärkten 
erzieherischen Einflußnahme auf die Angehörigen der be­
waffneten Organe zur Vorbeugung von Rechtsverletzungen 
getan.5 Insbesondere wird mit den Regelungen der 2. WGVO 
auf den Schutz des sozialistischen Eigentums durch die kon­
sequente Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen einge­
wirkt. Über die Wiedergutmachung des Schadens durch einen 
Angehörigen der bewaffneten Organe entscheidet der zu­
ständige Kommandeur durch schriftliche Verfügung. Die in 
dieser Verfügung festgesetzte Schadenersatzforderung ist

5 Zur 1. WGVO vom 5. Oktober 1978 (GBl. I Nr. 35 S. 382) vgl. die 
Gesetzgebungsübersicht in NJ 1979, Heft 2, S. 80.


